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Angeordnete Mediation bei Besuchsrechtskonflikten

Rechtsgrundlage und Verfügungsinhalte

1. Rechtsgrundlage
Die Vormundschaftsbehörden erlassen die Verfügungen für angeordnete Interventionen, namentlich die angeordnete Mediation, gestützt auf Art. 273 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 307 Abs. 1-3 ZGB
. 
2. Verfügungsinhalt
Die Verfügung wird grundsätzlich in drei Teile strukturiert. 
2.1. Im Sachverhalt wird der allfällig bereits vorhandene Rechtstitel für ein seinerzeit ausgesprochenes und aktuell geltendes Besuchsrecht mit der konkreten Regelung aufgeführt. Er enthält zudem die Schilderung der Konfliktsituation mit Hinweis auf unter Umständen bereits unternommene beraterische Interventionen und deren Ergebnis. Zentrales Element dieses ersten Teils bildet die Darstellung, was sich aus der Anhörung des Kindes und seiner Eltern ergeben hat. 


2.2. Es folgen die Erwägungen, in welchen die möglichen Optionen zur Beilegung des Konflikts dargestellt und abgewogen werden, die sachliche und rechtliche Begründung der zu erlassenden Verfügung, deren Zweck und Zielsetzung und die Auswertung des rechtlichen Gehörs. 


2.3. Schliesslich folgt das Dispositiv oder auch die Verfügungsformel genannt, welches alle Anordnungen (ohne weitere Begründungen) enthält, d.h. namentlich

a) den konkreten Auftrag an die Fachstelle (Mediation, Kommunikationsschulung, neue Regelung des persönlichen Verkehrs etc), verbunden mit allen nötigen Modalitäten (Anmeldung durch Eltern oder Einladung durch Fachstelle, Häufigkeit, Zeithorizont etc),

b) die Verpflichtung an die Eltern, den Einladungen der Fachstelle Folge zu leisten (es obliegt nicht ihnen, den Auftrag abzubrechen oder zu beenden),

c) bei Bedarf: Androhung der Ungehorsamsstrafe nach Art. 292 Strafgesetzbuch,

d) bei Bedarf: Anordnung des Einmischungsverbotes Dritter (mit dem Kind nicht verwandte Lebenspartner, Grosseltern etc) und von Sanktionsdrohungen,

e) Aufforderung an die Fachstelle, der Vormundschaftsbehörde zu gegebener Zeit einen Auswertungsbericht oder je nach Auftrag eine neue Regelung des persönlichen Verkehrs zu unterbreiten,

f) wenn eine Rechtsgrundlage besteht: Gebührenfestlegung.

g) Falls mit den Eltern vorgängig eine Einigung erzielt werden konnte: Bestätigung des Kostenverteilers. Ohne vorgängige Vereinbarung gehen die Kosten der Fachstelle vorerst zulasten der anordnenden Behörde als Auftraggeberin.

h) Bei Bedarf: Sistierung des Besuchsrechts.

i) Wenn bereits eine Erziehungsbeistandschaft besteht: Klärung des Auftrages des Beistandes während der Dauer der angeordneten Zusatzmassnahme.

j) Entzug der aufschiebenden Wirkung einer allfälligen Beschwerde (Art. 314 Ziff. 2 ZGB).

2.4. Letztlich folgen Rechtsmittelbelehrung, Kosten und Verteiler. Der Verteiler unterscheidet zwischen Adressaten, denen der gesamte Entscheid eröffnet wird (in der Regel mittels eingeschriebenem Brief), jenen, denen gegebenenfalls der Entscheid nur mitgeteilt wird und jenen, welche bloss ein Dispositiv zur Orientierung erhalten.
3. Zur Frage der Kostentragung
Gemäss Art. 276 ZGB sind Kosten für Kindesschutzmassnahmen grundsätzlich Unterhaltskosten, welche von den Eltern zu tragen sind. Der jeweilige Anteil der Eltern richtet sich nach Art. 285 ZGB, d.h. nach den Bedürfnissen des Kindes, der Lebensstellung und Leistungsfähigkeit der Eltern, dem Vermögen und den Einkünften des Kindes und dem Betreuungsanteil der beiden Eltern.

Die durch die Eltern zu tragenden Unterhaltslasten können nicht von der Vormundschaftsbehörde verfügt werden, sondern müssen gerichtlich geltend gemacht und im Streitfall durch das Gericht beurteilt werden (Art. 279 ZGB; ZVW 1987 S. 67). Anders verhält es sich mit den Gebühren und Verfahrenskosten, welche im Rahmen eines Massnahmeentscheides den Eltern belastet werden können, soweit das kantonale Verfahrensrecht dies zulässt (ZVW 1986 S. 113 ff.; ZVW 1987 S. 66 f.; C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 40 zu Art. 276 ZGB).

Wenn die Vormundschaftsbehörde eine Kindesschutzmassnahme anordnet (Obhutsentzug mit Fremdplatzierung des Kindes, sozialpädagogische Familienbegleitung, angeordnete Mediation, Kommunikationstraining unter den Eltern etc), trägt sie vorerst als anordnendes Gemeinwesen und Auftraggeber der Pflegeeltern und Institutionen oder der beauftragten Fachstellen die Kosten der Kindesschutzmassnahme (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 35 zu Art. 276 ZGB und N 80 zu Art. 289 ZGB). Es kann aber seine Aufwendungen bei den Eltern geltend machen (Art. 289 Abs. 2 ZGB). Dabei bestimmt das kantonale Sozialhilferecht, wieweit der vom Kind auf das Gemeinwesen übergegangene Unterhaltsanspruch gegen die Pflichtigen geltend gemacht werden soll (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 20 zu Art. 293 ZGB sowie N 89 und 102 zu Art. 289 ZGB). 
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